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Die Kommission für Regionalplanung und Strukturfragen nimmt die Information der 
Regionalplanungsbehörde zur Kenntnis. 
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Information über die Änderung des Landesplanungsgesetzes 
 

Die Staatskanzlei NRW hat den Regionalräten mit Erlass vom 24.06.2015 den Entwurf 

eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Neufassung des Landesplanungsge-

setzes mit der Bitte um Stellungnahme zugeleitet. 

 

Die Novellierung des Landesplanungsgesetzes (LPlG) ist ein Baustein in der Novelle 

des gesamten Landesplanungsrechts Nordrhein-Westfalens. Ein neuer Landesentwick-

lungsplan befindet sich im Aufstellungsverfahren, parallel dazu soll das LPlG novelliert 

werden.  

 

Mit der Föderalismusreform ist eine Neuordnung der Gesetzgebungskompetenz im Be-

reich der Raumordnung in Kraft getreten. Die Rahmenkompetenz gemäß Art. 75 GG 

a.F. wurde abgeschafft und die Raumordnung in die konkurrierende Gesetzgebung ge-

mäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG überführt. Danach werden den Ländern Gesetzgebungs-

befugnisse eingeräumt, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungskom-

petenz keinen Gebrauch gemacht hat (Art. 72 Abs. 1 GG). Gleichzeitig dürfen die Län-

der von den bundesgesetzlich ergangenen Vorschriften abweichende Regelungen tref-

fen (Art. 73 Abs. 3 Nr. 4 GG).  

 

Die vorliegende Novellierung trägt der Föderalismusreform nunmehr Rechnung. Jede 

Norm des LPlG wurde auf sein Verhältnis zum Raumordnungsgesetz des Bundes 

(ROG) überprüft. Überflüssige oder missverständliche Doppelregelungen zum ROG 

wurden aus dem LPlG entfernt. Ergänzende oder abweichende Regelungen sind nun-

mehr gemäß der Kennzeichnungspflicht erkennbar. NRW-spezifische Regelungen, wie 

die Regionalplanung oder die Braunkohlenplanung, sowie Zuständigkeitsnormen treten 

dadurch stärker hervor. 

 

Ein weiterer Neuregelungsbereich sind redaktionelle Änderungen hinsichtlich der Ver-

weise auf das Landesentwicklungsprogramm/Landesentwicklungsplan.  

 

Das Landesentwicklungsprogramm ist am 31.12.2011 ausgelaufen. Der Teilplan Ein-

zelhandel ist seit 13.07.2013 in Kraft. Der LEP-Entwurf befindet sich im Aufstellungsver-

fahren und wird den Teilplan Einzelhandel integrieren. Der LEP „Schutz vor Fluglärm“ 

tritt mit dem Inkrafttreten des LEP außer Kraft. Alle Verweise auf das Landesentwick-
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lungsprogramm sind aus dem LPlG entfernt worden; das LPlG geht von einem Landes-

entwicklungsplan Nordrhein-Westfalens aus. Damit ist auch formal der Weg für ein ein-

heitliches Planwerk frei. 

 

Darüber hinaus ist auf folgende Änderungen zu verweisen: 

 

 

 

Wegfall der generellen Koppelung von Vorrang- und Eignungsgebieten (§ 12 Abs. 2) 

 

Die 2010 eingeführte Regelung in § 12 Abs. 2 LPlG, die eine generelle Koppelung von 

Vorrang- und Eignungsgebieten vorsah, soll nach dem Gesetzentwurf entfallen.  

Mit der landesrechtlich festgelegten Verknüpfung wurde geregelt, dass die in der Plan-

verordnung zum Landesplanungsgesetz bezeichneten Vorranggebiete gleichzeitig die 

Wirkung von Eignungsgebieten haben. Dies bedeutet, dass der innergebietliche Vor-

rang gegenüber anderen Nutzungen immer mit einer außergebietlichen Wirkung im 

Sinne einer Konzentrationszone verbunden ist. 

 

Diese Kopplung hat sich als nicht praxistauglich erwiesen. Mit der Streichung des Abs. 

2 tritt wieder die Regelung nach § 8 Abs.7 ROG in Kraft, d.h. der Plangeber kann in be-

gründeten (Einzel-)Fällen Vorrang- und Eignungsgebiete koppeln, dies ist also kein Re-

gelfall mehr.  

 

Für die Überarbeitung des Regionalplans Köln ist die neue Regelung vorteilhaft: die 

Vorrangzonen Wind bleiben ohne außergebietliche Wirkung; bei den zukünftigen Ab-

grabungsbereichen bleibt die Kopplung Vorrang-/Eignungsgebiet bestehen (vgl. Zielsatz 

9.2-1 Entwurf des Landesentwicklungsplans). 

 

Erneute Auslegung des Raumordnungsplans nur bei wesentlichen Änderungen (§ 13 

Abs. 2 LPlG) 

 

Mit dem Absatz 2 des § 13 wird eine zum § 10 Abs1 Satz 4 des ROG abweichende Re-

gelung ins LPlG eingefügt: Eine erneute Auslegung eines im Verfahren modifizierten 

Entwurfes einer Regionaländerung /-fortschreibung (auch LEP) muss nur noch erfolgen, 

wenn es sich um eine wesentliche Änderungen handelt.  
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Die Neuregelung wird begrüßt, da das ROG an dieser Stelle nicht eindeutig gefasst ist. 

 

Planerhaltung 

 

Die ergänzende neue Planerhaltungsvorschrift des § 15 Satz 1 ist § 214 Abs. 2 Nr. 3 

BauGB nachgebildet. Die Regionalpläne wären damit im Falle der Nichtigkeit des Lan-

desentwicklungsplans, die infolge des Entwicklungsgebots zu einer unmittelbaren Un-

wirksamkeit (des Regionalplans) führen könnte, geschützt. Mit der Heilungsvorschrift 

können allerdings keine Abwägungsfehler geheilt werden. 

 

 

 

Zielabweichungsverfahren, § 16  

 

Der neu gefasste § 16 regelt das „gesonderte Verfahren“ der Abweichung von Zielen 

der Raumordnung. Landesrechtliche Verfahrensregelungen sind erforderlich, weil sich 

der Bundesgesetzgeber in § 6 ROG verfahrensbezogener Regelungen enthalten und 

diese den Ländern überlassen hat. Bundesrechtliche Tatbestandsvoraussetzungen 

sind, dass die Zielabweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist 

und der Raumordnungsplan in seinen Grundzügen nicht berührt wird. § 16 Abs. 2 regelt 

das Verfahren bei Abweichungen von einem Ziel des Landesentwicklungsplans, § 16 

Abs. 3 das Verfahren bei Abweichungen von einem Ziel des Regionalplans. Während 

die Verfahrensregelungen bei Abweichungen von einem Ziel des Landesentwicklungs-

plans unverändert geblieben sind, sind Verfahrensänderungen bei Abweichungen von 

einem Ziel des Regionalplans vorgesehen. 

 

Im bisherigen § 16 Abs. 4 Satz 2 LPlG ist für die Zielabweichung bei Regionalplänen ein 

„Einvernehmen“ mit der Belegenheitsgemeinde und dem regionalen Planungsträger“ 

erforderlich.  Nach der Neufassung ist die Entscheidung im „Benehmen“ mit der Bele-

genheitsgemeinde und dem regionalen Planungsträger zu treffen. Die Mitwirkungsrech-

te der Belegenheitsgemeinde und des Regionalrates sind damit abgeschwächt. Die 

Zielabweichungsentscheidung ist nicht mehr zwingend mit dem Einverständnis der Be-

legenheitsgemeinde und dem Regionalrat zu treffen. Vielmehr kann von der Äußerung 

beider beteiligten Stellen aus sachlichen Gründen abgewichen werden. 
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Die Frage, welche Stellen im Zielabweichungsverfahren zu beteiligen sind, regelt § 6 

Abs. 2 ROG nicht. Die Länder beteiligen die betroffenen Gemeinden und Planungsträ-

ger je nach ihren landesrechtlichen Regelungen in unterschiedlichem Umfang. 

 

Entscheidungen bei baulichen Maßnahmen des Bundes oder des Landes, die von 

raumordnerischen Zielen abweichen (neuer § 16 a) 

 

Wie zuvor bereits dargelegt, kann nach § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG von den Zielen der 

Raumordnung abgewichen werden, wenn die Abweichung unter raumordnerischen Ge-

sichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Die 

neue Vorschrift ermöglicht es, für Vorhaben im Sinne des § 37 BauGB (Vorhaben des 

Bundes oder Landes incl. Landesverteidigung) auch in den Fällen von den Zielen der 

Raumordnung abzuweichen, in denen die Voraussetzungen des § 6 Abs. 2 Satz 1 ROG 

nicht vorliegen, z.B. wenn die Grundzüge der Planung berührt sind. Zuständige Behör-

de für die Entscheidung ist die Landesplanungsbehörde. 

 

 

 

Voraussetzung für die Zielabweichung ist, dass die besondere öffentliche Zweckbe-

stimmung des Vorhabens es erfordert, von den Zielen der Raumordnung abzuweichen. 

Die Landesplanungsbehörde wird insofern zu ermitteln haben, ob und welche öffentli-

chen Belange in konkreten Einzelfall relevant sein können, und eine Gewichtung vorzu-

nehmen haben. Ein Vorhaben mit einer besonderen öffentlichen Zweckbestimmung im 

Sinne von § 37 Abs. 1 BauGB ist z.B. die Errichtung einer Klinik des Maßregelvollzugs 

(Forensik), vgl.VG Gelsenkirchen, Urteil vom 10.11.2004, 10 K 2105/02. 

Die Neuregelung wird als kongruente Weiterführung der baurechtlichen Regelung nach 

§ 37 BauGB bewertet. 

 

Anpassung der Regionalpläne an die neuen Ziele der Raumordnung im Landesentwick-

lungsplan 

 

Das ROG geht davon aus, dass eine Zielkonformität der Raumordnungspläne besteht. 

§ 18 Abs. 1 Satz 2 normiert – unbeschadet dieses Gedankens – eine Anpassungspflicht 

der Regionalpläne an geänderte und neue Ziele im Landesentwicklungsplan. Das In-
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krafttreten des neuen Landesentwicklungsplans markiert damit den (spätesten) Zeit-

punkt der Überarbeitung des Regionalplans Köln. 

 

Verzicht auf Erörterungstermin, § 19 Abs. 3 

 

Die Neuregelung ermöglicht es, in Aufstellungs- oder Änderungsverfahren für Regio-

nalpläne auf einen Erörterungstermin zu verzichten. Voraussetzung ist, dass den Anre-

gungen in vollem Umfang entsprochen wird oder die Beteiligten auf eine Erörterung 

verzichtet haben. 

 

Ergänzung §19, neuer Absatz 7 

 

Der neu eingefügte Absatz 7 enthält eine (klarstellende) Verfahrensregelung für den 

Fall, dass die Landesplanungsbehörde auf Grund einer Rechtsprüfung Einwendungen 

gegen den/die angezeigten Regionalplan/-änderung erhoben hat. In diesen Fällen ent-

scheidet der Träger der Regionalplanung, ob er und wenn, an welchem Verfahrens-

schritt er das Regionalplanverfahren oder –änderungsverfahren fortführt, um den Ein-

wendungen abzuhelfen und den Plan oder die Planänderung erneut anzuzeigen. 

 

Deregulierung des Braunkohlenrechts 

 

Die Vorschriften über die Braunkohlenplanung sind insgesamt klarer und kürzer gefasst.  

• Nach § 20 Abs. 7 Satz 2 sind künftig die Listen der Parteien und Wählergruppen 

nur noch von der Bezirksregierung Köln zu bestätigen, nicht mehr von dem Vor-

sitzenden des jeweiligen Regionalrates (Düsseldorf und Köln). Das gilt nach Satz 

7 auch für den Fall einer Ergänzung der Listen. 

 

• Nach § 24 Abs. 3 ist es Aufgabe des Braunkohlenausschusses, die Regelung 

des § 12 Abs. 2 ErftVG zu beachten (Unterrichtung des Erftverbandes über alle 

Planungen der Braunkohlenindustrie). Diese Verpflichtung ergibt sich bereits aus 

dem ErftVG und ist damit im LPlG nicht mehr regelungsbedürftig. 

 

• Die Regelungen über das Auskunftsverlangen (§ 24 Abs. 4 und Abs. 5) haben ih-

ren Ursprung im Gesetz über die Gesamtplanung im Rheinischen Braunkohlen-

gebiet (Braunkohlengesetz) vom 25.04.1950 (dort § 3 Absatz 5) und seither in 
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der Praxis keine Bedeutung erlangt. Eine sachgerechte Braunkohlenplanung 

scheint nach heutigen Maßstäben auch ohne eine sanktionsbewährte Auskunfts-

verpflichtung der im Braunkohlenplangebiet ansässigen (natürlichen und juristi-

schen) Personen möglich. Die Absätze können daher entfallen. 

 

• Der Gesetzentwurf sieht eine Aufhebung des § 26 Abs. 2 Satz 6 vor. Mit den hier 

bislang gesetzlich vorgeschriebenen Maßstäben für die zeichnerische Darstel-

lung von 1 : 5.000 oder 1 : 10.000 erreichen die Braunkohlenpläne Parzellen-

schärfe und damit eine Darstellungsmethodik, die für Raumordnungspläne im 

Allgemeinen weder üblich noch zulässig ist, weil sie gegenüber der Bauleitpla-

nung der Gemeinden ein zu starke Bindungswirkung auslöst. Sie sollte gleich-

wohl beibehalten werden, weil der Braunkohlenplan nur auf diese Weise be-

stimmbare Grundlagen für nachfolgende Entscheidungsebenen bilden kann. In-

soweit ist auf § 26 Abs. 2 Satz 2 zu verweisen, wonach die Braunkohlenpläne 

insbesondere Festlegungen treffen über die Abbaugrenzen und Sicherheitslinien 

des Abbaus, die Haldenflächen und deren Sicherheitslinien, die Umsiedlungsflä-

chen und die Festlegung der Räume, in denen Verkehrswege, Bahnen aller Art, 

Energie- und Wasserleitungen angelegt oder verlegt werden. 

 

• § 26 Abs. 3 enthält nun zusammengefasst die Regelungen zur Festlegung von 

Umsiedlungsstandorten. Auf Grund der Neufassung von Satz 3 obliegt es dem 

Braunkohlenausschuss als Planungsträger, den Mindestflächenbedarf für die am 

Umsiedlungsstandort zu errichtende Infrastruktur festzulegen. Unabhängig davon 

ist es auch weiterhin erforderlich und sinnvoll – so die Gesetzesbegründung-, 

dass sich die betroffene Gemeinde und der Bergbautreibende über die zukünfti-

ge Infrastruktur abstimmen und zu einer einvernehmlichen Lösung gelangen. 

 
 

 

• Entgegen der Darstellung in der Gesetzesbegründung dürfte es sich bei der Auf-

hebung des § 27 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz nicht um eine redaktionelle Änderung 

handeln. Die UVP-Pflicht sollte auch bei wesentlichen Änderungen des Braun-

kohlenplans erhalten bleiben. 

 
• § 27 Abs. 3 Satz 1 ist um den Zusatz „oder die Festlegung von Umsiedlungs-

standorten zum Gegenstand haben“ zu ergänzen. 
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• Nach § 27 Abs. 4 Satz 4 und Abs. 6 Satz 3 sind die vom Bergbautreibenden bei-

zubringenden Unterlagen zur Prüfung der Umweltverträglichkeit bzw. Sozialver-

träglichkeit bis spätestens zum Beschluss zur Erarbeitung des Braunkohlenplans 

vorzulegen. Durch die Streichung dieser Sätze soll erreicht werden, dass die er-

forderlichen Unterlagen frühzeitig und nicht „erst“ zum Zeitpunkt des Beschlus-

ses zur Erarbeitung des Braunkohlenplans vorliegen. 

 
• Die Neufassung des § 28 regelt das (besondere) Verfahren zur Erarbeitung und 

Aufstellung des Braunkohlenplans.  

 
Der Verweis in § 28 Abs. 1 Satz 2 auf § 19 Abs. 2 ist entbehrlich. Der Sachver-

halt ist bereits speziell in § 27 Abs. 3 bis Abs. 6 geregelt. Stattdessen sollte ein 

Verweis auf § 13 Abs. 1 erfolgen, da die Neuregelung keine Festlegung der Aus-

legungsfristen (bislang Mindestfrist von 3 Monaten) mehr enthält. 

 

Nach Satz 4 sollte folgender Satz eingefügt werden: „Im Übrigen gilt §19 Absatz 

3 entsprechend.“ 

Begründung: es ist nicht eindeutig geregelt, ob eine Erörterung in den Fällen er-

folgen muss, in denen keine UVP durchzuführen ist, also in reinen Umsiedlungs-

verfahren. 

 

Die Neufassung des § 28 enthält keine spezifische Regelung mehr für Mei-

nungsverschiedenheiten zwischen Braunkohlenausschuss und Regionalrat 

(Streichung des Abs. 6). Eine solche Regelung ist aufgrund der Stellung des 

Braunkohlenausschusses als „Herr des Braunkohlenplanverfahrens“ (so die Ge-

setzesbegründung), der die sachlichen und verfahrensmäßigen Entscheidungen 

zur Erarbeitung und Aufstellung des Braunkohlenplans in eigener Zuständigkeit 

trifft, obsolet. Der Braunkohlenausschuss hat dabei als „Organ sui generis“ (und 

nicht mehr – wie nach einer frühehren Gesetzesfassung – als Sonderausschuss 

des Regionalrates Köln) auch dafür zu sorgen, dass die Braunkohlenpläne mit 

den Regionalplänen abgestimmt sind. 

 

 



 
Sachgebiet: Drucksache Seite 

Landesplanungsgesetz (LPIG NRW) KRS 63/2015 9 
 
 
 

Raumordnungsverfahren 

 

Gemäß § 32 ist im Raumordnungsverfahren (ROV) neben der Untersuchung der 

Raumverträglichkeit auch eine Prüfung der Umweltverträglichkeit nach Darstellungstiefe 

der Raumordnung durchzuführen. Das Verfahren richtet sich nach § 1 Abs. 1 UVPG 

NRW. Gemäß § 32 Abs. 1 Satz 2 LPlG werden Vorhaben von der Verpflichtung zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ausgeschlossen, für die zunächst 

eine Vorprüfung, ob eine UVP durchzuführen ist. Eine generelle UVP-Pflicht gilt hier-

nach  z.B. für Stromleitungen mit mehr als 15 km Länge und 220 kV und mehr und für 

Gasleitungen mit mehr als 40 km Länge und einem Durchmesser von mehr als 800 

mm. 

 

Nach Absatz 2 wird für das ROV nunmehr – als Abweichung zum ROG – die Öffentlich-

keitsbeteiligung generell verpflichtend eingeführt. 

 

Anpassung  an die Bauleitplanung (§ 34 Abs. 6) 

 

Der § 34 Abs. 6 wird durch folgende Regelung ergänzt: Ein Bebauungsplan ist der Re-

gionalplanungsbehörde vorzulegen, …. „wenn die Darstellungen des FNP keine Ent-

scheidung darüber zulassen, ob ein aus dem FNP zu entwickelnder Bebauungsplan an 

die Ziele der Raumordnung angepasst sein wird.“ 

Dieser Fall ist praxisrelevant; insofern ist diese Klarstellung zu begrüßen. 
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